
 

  Ein  Zusammenschluss  von  engagierten  Bürgern  gegen  Staats-  und  Politikverdrossenheit  -  für  eine  lebenswerte  Zukunft!  

         - Forum                           

  Aktion Demokratische Gemeinschaft e.V.    Grafinger Platz  5   85560 Ebersberg   Fax: (08092) 865367  Tel.: (089) 46201363 (AB)   
 5. Jahrgang  Ausgabe Nr. 4  September 2002  Herausgeber: Aktion Demokratische Gemeinschaft e.V.  -  85560 Ebersberg  

 

_______________________________________________________________________________________________________________________ 

Krankenversicherung ab Rentenantrag 
Wer die Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung bean-
tragt hat und die Voraussetzungen für die Krankenversiche-
rung der Rentner (KVdR) erfüllt, ist ab Rentenantragstellung 
bis zum Beginn der Rente in der gesetzlichen Krankenversiche-
rung (gKV) pflichtversichert, wenn er vorher freiwillig versi-
chert war. Ausnahmen: Alle, die ein Einkommen über der Bei-
tragsbemessungsgrenze der gKV (2002: 3.375 Euro) haben und 
Beamte. 

Durch die Änderung der Bedingungen beim Zugang zur KVdR 
seit 1.4.2002 hat das für alle Bedeutung, die kein Arbeitslosen-
geld mehr beziehen, und keine oder andere Einkünfte haben, 
zum Beispiel Firmenruhegeld oder Vermögenseinkünfte, da für 
das Firmenruhegeld nur noch der halbe Beitragssatz zu zahlen 
ist und Vermögenseinkünfte nicht mehr beitragspflichtig sind. 

Gesetzliche Grundlage hierfür ist § 189 SGB VI. 

Otto W. Teufel (ottow.teufel@t-online.de) 

Grundsicherung nach dem Altersvermögensge-
setz 
Nach dem Altersvermögensgesetz gibt es ab 1.1.2003 die soge-
nannte Grundsicherung im Alter. Wer mindestens 65 Jahre alt 
ist und eine Altersrente bezieht, die geringer ist als der Sozial-
hilfesatz und seinen Lebensunterhalt auch nicht mit anderen 
Einkünften oder Vermögen bestreiten kann, hat Anspruch auf 
die bedarfsorientierte Grundsicherung, die er über den Träger 
seiner Rentenversicherung (BfA oder LVA) beantragen kann. 
Im Gegensatz  zur Sozialhilfe werden in diesen Fällen Eltern 
und Kinder nicht in Regress genommen, wenn deren jährliches 
Gesamteinkommen jeweils unter 100.000 Euro liegt. 

Gesetzliche Grundlage hierfür sind § 109 a SGB VI und das 
Grundsicherungsgesetz. 

Otto W. Teufel (ottow.teufel@t-online.de) 
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Liebe Mitglieder, für den Be-
reich der Gesundheitspolitik 
geben wir Ihnen nachstehend 
einen Auszug – jeweils das ge-
samte Kapitel Gesundheitspoli-
tik - aus dem Parteiprogramm 
der CDU/CSU, der SPD, der FDP 
bzw. der Grünen für die Wahl 
am 22. September 2002 zur 
Kenntnis. Wir wollen Ihnen bei 
diesem sehr komplexen Thema 
für Ihre Entscheidung am 
Wahltag eine kleine Hilfe ge-
ben. 
Die Aktionsgruppe Kranken-
versicherung hat sich in den 
letzten Wochen und Monaten 
mit diesem vieldiskutierten 
Thema der gesetzlichen Kran-
kenversicherung sehr intensiv 
beschäftigt und wird das Pro-
gramm der neuen Regierungs-
parteien sichten und Ihnen 
Vorschläge erarbeiten, die als 
Basis für das nächste Jahr von 
der Aktionsgruppe in Angriff 
genommen werden.  

              (Lutz Schowalter/Walter Prölß) 

 

 

 
CDU/CSU – Thema:  
Gesundheitspolitik 
Auszug aus dem Wahlprogramm 

Gesundheit ist ein ho-
hes Gut 
 
 
Wir wollen ein Gesundheitswe-
sen, das dem medizinischen 
Fortschritt verpflichtet bleibt 
und das allen Versicherten un-
abhängig von deren Einkom-
men, Alter, Art der Krankheit 
oder Familienstand zugute 
kommt. Das grundsätzliche 
Problem der Gesundheitspolitik 
in Deutschland- eine finanzier-
bare und leistungsstarke medi-
zinische Versorgung der Bevöl-
kerung zu sichern – kann nur 
durch eine Gesamtkonzeption 
für eine Strukturreform des Ge-
sundheitswesens gelöst wer-
den, bei der die Patientinnen 
und Patienten im Mittelpunkt 

stehen und gesetzliche und 
private Krankenversicherungen 
auch weiterhin bestehen blei-
ben. Für CDU und CSU ist klar: 
was medizinisch notwendig ist, 
muss auch tatsächlich geleistet 
werden. 
Durch die zurückgehenden Ge-
burtenraten, die erfreuliche 
Steigerung  
der Lebenserwartung und den 
wachsenden medizinischen 
Fortschritt ist unser Gesund-
heitssystem in eine schwierige 
Lage geraten: Gerade im fort-
geschrittenen Alter nimmt der 
Bedarf an Gesundheitsleistun-
gen stark zu. Die Ausgabenex-
pansion wird sich noch erheb-
lich beschleunigen. Wenn 
nichts geschieht, werden die 
Beitragssätze in absehbarer 
Zeit auf über 20% steigen. Rot-
Grün hat dieses Problem nicht 
in den Griff bekommen. Die 
gesundheitliche Versorgung 
der Bevölkerung verschlechtert 
sich. Den Patienten werden zu-
nehmend Leistung und Arz-
neimittel verweigert und be-
stimmte Behandlungen nur 
nach längeren Wartezeiten an-
geboten. Dieser rot-grüne Irr-
weg in die Zwei-Klassen-
Medizin muss beendet werden. 
 
 

_______________________________________________________________________________________________________________________ 

Mit über 4 Millionen Arbeits-
plätzen gehört das Gesund-
heitswesen zu den größten Ar-
beitgebern in Deutschland. Die 
Qualität der medizinischen 
Versorgung in Deutschland wä-
re nicht möglich ohne das En-
gagement der Ärzte, Apothe-
ker und der in allen Gesund-
heitsberufen Tätigen für das 
Wohl der Patienten. Die Union 
hat Rot-Grün ein geordnetes 
Gesundheitswesen hinterlas-
sen. Die gesetzliche Kranken-
versicherung hatte Überschüsse 
und solide Finanzreserven. Die 
Beitragssätze waren stabil, die 
Lohnnebenkosten vernünftig 
kalkulierbar. Diesen soliden 
Kurs hat Rot-Grün durch unsin-
nige Experimente, Budgetie-
rung und Dirigismus verlassen. 
Wir treten für ein freiheitliches 
Gesundheitssystem ein. Das 
heißt: menschliche Zuwendung 
statt Bürokratismus, freie 
Arztwahl statt Staatsmedizin, 
Therapiefreiheit statt Listen-
medizin,  Wettbewerb statt 

Einheitsversorgung. Wir treten 
ein für mehr Effizienz in der 
Krankenversicherung, um sie 
dauerhaft finanzierbar zu hal-
ten. Dabei muss der solidari-
sche Ausgleich zwischen jun-
gen und alten, gesunden und 
kranken Menschen, Beziehern 
niedriger und höherer Ein-
kommen sowie zwischen 
Alleinerziehenden und Famili-
en als tragendes Element der 
sozialen Krankenversicherung 
erhalten bleiben. 
 
 
Wir werden mehr Vorsorge an-
bieten und Anreize setzen, sol-
che Angebote auch anzuneh-
men. Die Verbesserung und der 
Ausbau der Prävention und Ge-
sundheitsförderung ist eine 
unerlässliche Voraussetzung, 
um die Zunahme der großen 
Volkskrankheiten zu stoppen, 
die Lebensqualität und Ge-
sundheit der Bevölkerung zu 
steigern und damit letztlich 
auch die Ausgaben im Gesund-
heitsbereich zu senken. 
 
 
Eine Gesundheitsreform kann 
nur gelingen, wenn die Versi-
cherten sich darauf verlassen 
können, dass auch künftig alle 
medizinisch notwendigen Leis-
tungen in der Gesetzlichen 
Krankenversicherung gewährt 
werden. Die Versicherten sollen 
künftig eine größere Wahlfrei-
heit über den Umfang ihres 
Versicherungsschutzes erhal-
ten. Sie sollen künftig selbst 
entscheiden können, ob sie den 
bisherigen Versorgungsumfang 
beibehalten, zusätzliche Leis-
tungen erhalten oder bei 
gleichzeitiger Betragsermäßi-
gung Leistungen abwählen o-
der einen Selbstbehalt über-
nehmen wollen. Nur wenn ver-
schiedene Versorgungsangebo-
te miteinander konkurrieren, 
haben die Patienten eine Aus-
wahl und können sich für die 
aus ihrer Sicht beste Versor-
gungsform entscheiden. Die 
freie Arzt- und Krankenhaus-
wahl als eines der wenigen be-
reits bestehenden Elemente 
der Entscheidungsfreiheit für 
die Versicherten bleibt unange-
tastet. 
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Mehr Wettbewerb und Flexibi-
lität im zu starren Vertragssys-
tem zwischen Kassen und Leis-
tungserbringern werden hel-
fen, die strukturellen Defizite 
des Gesundheitswesens zu be-
seitigen, die Qualität der medi-
zinischen Versorgung zu 
verbessern und die Wirtschaft-
lichkeit der ärztlichen Dienste 
zu erhöhen. Die Krankenkassen 
sollen mehr Verantwortung für 
die Ausgestaltung ihres Ange-
botes erhalten, etwa für unter-
schiedliche Selbstbehalte und 
Mehrleistungen. Nur mit mehr 
Gestaltungsfreiheit kann ein 
funktionierender Wettbewerb 
unter den gesetzlichen Kran-
kenkassen entstehen. Dieser 
Wettbewerb führt letztlich zu 
höherer Qualität und einer 
besseren Effizienz unseres Ge-
sundheitssystems. Die dazu er-
forderlichen Voraussetzungen 
werden wir im Organisations-, 
Vertrags- und Leistungsrecht 
der Gesetzlichen Krankenversi-
cherung schaffen. Alle Budge-
tierungen bei den Leistungs-
erbringern werden abge-
schafft. Um den tatsächlichen 
Aufwand für medizinische Leis-
tungen deutlich zu machen 
und erbrachte Leistungen bes-
ser zu kontrollieren, soll eine 
Wahlmöglichkeit zwischen 
Sachleistungs- und Kostener-
stattungsprinzip – ohne Vor-
leistung bei größeren Beträgen 
– geschaffen werden. 
 
Wir wollen die Versicherten 
und die Patienten stärken und 
deshalb die Transparenz im Ge-
sundheitswesen in allen Berei-
chen entscheidend erhöhen. 
Die Patienten müssen über die 
Qualität der medizinischen Ver-
sorgung verständlich und 
umfassend unterrichtet wer-
den. Über die Leistungen und 
deren Abrechnung soll den 
Versicherten eine Patienten-
quittung ausgestellt werden. 
Mit einer „intelligenten Versi-
chertenkarte“ auf freiwilliger 
Basiswerden wir unter Berück-
sichtigung des Datenschutzes 
unnötige Doppelleistungen 
vermeiden. 
 
Der bundesweite Risikostruk-
turausgleich zwischen den ge-
setzlichen Krankenkassen muss 
auch künftig unterschiedliche 
Risikofaktoren und damit un-

terschiedliche Einnahmen der 
Kassen ausgleichen. Der Risiko-
strukturausgleich mussgerech-
ter, einfacher und transparen-
ter ausgestaltet werden und 
einen fairen Wettbewerb zwi-
schen den Kassen fördern. Bei 
dieser Reform wird sicherge-
stellt, dass unterschiedliche Ri-
siko- und Einkommensstruktu-
ren in Deutschland nicht zu 
höheren Beiträgen im Osten als 
im Westen führen werden. 
Sparsames Wirtschaften der 
einzelnen Kassen muss sich 
künftig stärker lohnen als bis-
her. 
 
Wir werden die Pflegeversiche-
rung konsolidieren. Rot-Grün 
hat die Pflegeversicherung ge-
plündert und ihre Kassen zum 
Stopfen von Haushaltslöchern 
verwendet. Wir werden die 
Rücklagen schonen, die die 
Auswirkungen der demografi-
schen Entwicklung abmildern 
und die Stabilität der Beiträge 
absichern. Wir werden die 
häusliche Pflege, den Kern der 
sozialen Pflegeversicherung, 
weiter stärken. Darüber hinaus 
kann die stärkere private Al-
tersvorsorge auch die Belas-
tung der Pflegeversicherung 
mindern. 

 
FDP  – Thema: Gesund-
heitspolitik 
Auszug aus dem Wahlpro-
gramm: 
 
Für eine leistungsfähige 
und bezahlbare Ge-
sundheitsversorgung 
 
Der Erhalt der Gesundheit und 
eine gute Versorgung im 
Krankheitsfall sind zentrale An-
liegen der Menschen in unse-
rem Land. Der Staat muss des-
halb Rahmenbedingungen 
schaffen, die es den Menschen 
unabhängig von ihrem Ein-
kommen oder einer eventuel-
len Behinderung oder Vorer-
krankung ermöglichen, das 
Krankheitsrisiko und seine Fol-
gen abzusichern. Ein freiheitli-
ches Gesundheitswesen ohne 
übermäßige Bürokratie und 
Reglementierung bietet hierfür 

die besten Voraussetzungen. 
 
Grundsätzlich ist der Markt mit 
seiner Vielfalt der handelnden 
Personen und seiner Flexibilität 
am besten geeignet, die Ge-
sundheitsversorgung zu opti-
mieren. Der Staat soll nur dort 
steuernd eingreifen, wo der 
Markt versagt. Er hat den 
Rahmen für eine sozial verant-
wortliche Gesundheitspolitik zu 
setzen, nicht jedoch alles und 
jedes bis ins kleinste Detail ge-
setzlich zu regeln, wie das heu-
te weitgehend der Fall ist. Der 
qualitätsorientierte Wettbe-
werb fördert die Kreativität, 
versicherten- und patientenge-
rechte Lösungen zu finden. Er 
muss deshalb intensiviert wer-
den. 
 
Daher setzt die FDP auf ein Ge-
sundheitswesen, das eine gute 
und bezahlbare medizinische 
Versorgung aller Bürgerinnen 
und Bürger gewährleistet, den 
Menschen Gestaltungsmöglich-
keiten für den Umfang ihres 
Versicherungsschutzes gibt, 
Anreize für alle Beteiligten 
setzt, mit den vorhandenen 
Ressourcen sparsam umzuge-
hen, die freie Arztwahl garan-
tiert, Schluss macht mit gesetz-
lich vorgegebenen Budgets 
gleich welcher Art und feste 
Preise für die einzelnen ärztli-
chen, zahnärztlichen und psy-
chotherapeutischen Leistungen 
vorsieht. 
 
Die gesetzliche Vorgabe für 
einheitliche und gemeinsame 
Verhandlungen der Kranken-
kassen muss fallen. An die Stel-
le staatlicher Vorgaben müssen 
Verhandlungslösungen treten. 
Staatliche Planwirtschaft führt 
zu Missmanagement und Fehl-
leistung knapper Ressourcen. 
Der Risikostrukturausgleich ist 
schrittweise abzubauen. Was 
für eine Übergangszeit Chan-
cengleichheit für im Wettbe-
werb stehende Kassen schaffen 
soll, wird in einem funktionie-
renden Markt zunehmen über-
flüssig ja sogar kontraproduk-
tiv. In der Betriebs- und Ver-
waltungseffizienz müssen die 
gesetzlichen Krankenkassen 
sich mit der Effizienz der priva-
ten Krankenkassen messen las-
sen. 

_________________________________________________________________________________________________________________________ 
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Auch auf Seiten der Leistungs-
anbieter ist Wettbewerb erfor-
derlich, um eine effiziente Ge-
sundheitsversorgung der Be-
völkerung zu erreichen.  Dabei 
muss der freie Zugang zur Be-
rufsausübung stets erhalten 
bleiben. 
 
Zum Wettbewerb gehört auch, 
dass sich möglichst viele Men-
schen entscheiden können, ob 
sie in der Gesetzlichen Kran-
kenversicherung (GKV) oder in 
der Privaten Krankenversiche-
rung (PKV) versichert sein wol-
len. Eine Anhebung der Versi-
cherungspflichtgrenze ist des-
halb strikt abzulehnen. Die 
Ausdehnung der Beitragsbe-
messung auf weitere Ein-
kunftsarten lehnt die FDP ab. 
 
Versicherte und Patienten ha-
ben ein Anrecht darauf, sich 
umfassend und neutral infor-
mieren zu können. Das Werbe-
verbot muss deshalb im Hin-
blick auf sachgerechte Informa-
tionen gelockert werden. 
 
Patient und Arzt müssen wis-
sen, wie teuer eine Behandlung 
ist. Das Sachleistungsprinzip 
hält Patienten künstlich unin-
formiert. Deshalb muss grund-
sätzlich die Kostenerstattung 
die Sachleistung ersetzen. 
 
Die bevormundende leistungs-
feindliche Ausgabendeckelung 
muss abgeschafft werden, 
denn sie führt zur Rationierung 
in Arztpraxen, Apotheken und 
Krankenhäusern. Warteschlan-
gen, wie in den skandinavi-
schen Ländern und Altersgren-
zen, wie in England dürfen in 
Deutschland nicht Realität 
werden. Die Budgetierung 
muss durch leistungsgerechte 
Vergütungen Anreize zu wirt-
schaftlichen Handeln auf allen 
Seiten ersetzt werden. Ärzte, 
Zahnärzte und Psychothera-
peuten brauchen feste Preise 
für qualitativ hochwertige Leis-
tungen, die Krankenhäuser ein 
echtes Preissystem. 
 
Die Inanspruchnahme von Ge-
sundheitsleistungen wird von 
den Versicherten mitbestimmt. 
Sie können durch ein gesund-
heitsbewusstes Leben dazu bei-
tragen, Krankheiten zu ver-
meiden. Informationen dar-

über, wo Risiken liegen und 
wie ihnen begegnet werden 
kann sowie Angebote zur Ge-
sundheitsförderung müssen 
deshalb frühzeitig in Kinder-
gärten und Schulen erfolgen. 
Ebenso wichtig ist der Auf- und 
Ausbau einer qualitätsgesicher-
ten Gesundheitsvorsorge und 
entsprechender Früherken-
nungsmaßnahmen. Bonussys-
teme, wie beim Zahnersatz, 
tragen dazu bei, die Motivati-
on zu unterstützen. 
 
Immer mehr Menschen neh-
men alternative Heilmethoden 
in Anspruch. Die FDP tritt dabei 
auch für den qualitätsorientier-
ten Wettbewerb zwischen 
schulmedizinischen und alter-
nativen Heil- und Behand-
lungsmethoden und deren 
Chancengleichheit ein. Wir be-
grüßen die Pilotprojekte ver-
schiedener Krankenkassen, al-
ternative Heilmethoden anzu-
bieten und fordern, den Kran-
kenkassen hier größere Spiel-
räume einzuräumen. 
 
Das heutige System wider-
spricht dem Wunsch vieler 
Menschen, ihre Belange mög-
lichst umfassend in eigener 
Verantwortung zu regeln. Die 
Tarifgestaltung in der GKV 
muss deshalb flexibler werden. 
Die FDP will die Zwangsbeiträ-
ge auf  Kernleistungen be-
schränken und Wahlmöglich-
keiten und Gestaltungsspiel-
räume für individuelles Han-
deln eröffnen. Versicherungs-
fremde Leistungen müssen aus 
dem Bundeshaushalt finanziert 
werden. Versicherte müssen die 
Möglichkeit haben, Tarife mit 
unterschiedlichen Optionen 
abzuschließen. Selbstbehalte 
und Selbstbeteiligungen setzen 
Anreize für ein kostenbewuss-
tes Verhalten. Regelungen für 
einkommensschwache Versi-
cherte müssen dafür sorgen, 
dass niemand von medizinisch 
notwendigen Gesundheitsleis-
tungen ausgeschlossen wird. 
 
Die Einkommenssteuer neutra-
le Auszahlung des Arbeitge-
beranteils als echter Bestand-
teil des Lohnes soll dem Einzel-
nen deutlich machen, was sein 

Krankenversicherungsschutz 
tatsächlich kostet. Das erhöht 
den Anreiz, stärker auf das 
Preis-Leistungsverhältnis der 
Krankenkassen zu achten und 
verschärft damit den Wettbe-
werb. Die Abkopplung der 
Krankenversicherungsbeiträge 
von den Lohnzusatzkosten er-
leichtert zudem die Schaffung 
von individuellen Spielräumen 
zur Gestaltung der Tarife. Fer-
ner wird der Automatismus 
zwischen steigenden Gesund-
heitsausgaben und steigenden 
Lohnkosten durchbrochen und 
damit die Wettbewerbsfähig-
keit der deutschen Wirtschaft 
gestärkt. 
 
Zusammen mit einer Reduzie-
rung des Mehrwertsteuersatzes 
für Arzneimittel sowie der 
Rückgängigmachung der er-
heblichen Finanztransfers in 
andere Sozialversicherungs-
zweige, die die rot-grüne Re-
gierungskoalition in den letz-
ten zwei Jahren vorgenommen 
hat, wird der Beitragssatz für 
alle Beitragszahler deutlich re-
duziert. Ergänzt durch eine 
mutige Steuerreform, wie die 
FDP sie mit ihrem Stufenmodel 
vorschlägt, verbleibenden Bür-
gern erheblich mehr Geld in ih-
rer Tasche, das u.a. für eine zu-
sätzliche Zukunftsvorsorge im 
Hinblick auf die Folgen des 
demografischen Wandels auf-
gewandt werden kann. 
 
 
Die Grünen – Thema: 
Gesundheitspolitik 
Auszug aus dem Wahlpro-
gramm: 

Solidarische Gesund-
heitspolitik für die Zu-
kunft 
 
Die vorhandenen Wirtschaft-
lichkeitsreserven werden wir 
für die Versorgung der Patien-
tinnen und Patienten nutzbar 
machen. 

_________________________________________________________________________________________________________________________ 
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tes Gesundheitswesen: Um-
weltbelastungen, gesundheitli-
che Risiken am Arbeitsplatz 
sowie durch Freizeitverhalten 
und Gehlernährung, psychoso-
zialer Stress, soziale Benachtei-
ligungen und Diskriminierun-
gen stellen individuell nur 
schwer beeinflussbare Krank-
heitsauslöser dar. Nachhaltige 
Gesundheitspolitik benötigt 
daher die Einbettung in eine 
gesundheitsfördernde Gesamt-
politik. 
     Das heutige Gesundheitssys-
tem ist einseitig kurativ ausge-
richtet. Wir werden Gesund-
heitsförderung, Prävention so-
wie Rehabilitation stärken. Die 
Präventionsleistungen der 
Krankenkassen und anderer 
Akteure müssen ausgebaut und 
verzahnt, betrieblicher Ge-
sundheitsschutz sowie präven-
tiver Arbeitsschutz verbessert 
werden. Ein Schwerpunkt  sol-
len Vorsorgeprogramme in der 
frühesten Kindheit sowie Ge-
sundheitserziehung in Kinder-
gärten und Schulen sein. In der 
medizinischen Forschung sollen 
neue Prioritäten im Sinne der 
Prävention gesetzt werden. Wir 
wollen, dass Menschen mit 
schadstoffbedingten Krankhei-
ten bessere Rahmenbedingun-
gen im beruflichen und Priva-
ten Umfeld bekommen. Die 
Therapie umwelt- und schad-
stoffbedingter Krankheiten 
muss einen adäquaten Platz in 
der medizinischen Versorgung 
bekommen. 
    Für ein solidarisches Gesund-
heitswesen: BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN lehnen den Weg in 
die Zweiklassenmedizin ab. Ein 
zukunftsorientiertes Gesund-
heitswesen garantiert eine 
hochstehende medizinische 
und gesundheitliche Versor-
gung für alle Bürgerinnen und 
Bürger unabhängig von 
Einkommen, sozialer Stellung 
und Wohnort. Der Zugang zu 
gesundheitsrelevanten Leistun-
gen nach dem heutigen Sach-

leistungsprinzip muss allen in 
Deutschland lebenden Men-
schen offen stehen. Mit den 
Grünen ist eine Aufteilung in 
Grund- und Zusatzleistungen 
nicht zu machen. Wir wollen 
bestehende Versorgungsstruk-
turen weiterentwickeln, Ver-
sorgungslücken schließen und 
die Selbstverwaltung reorgani-
sieren. 
     Wir setzen uns dafür ein, 
dass sich die finanziell Leis-
tungsstarken an der solidari-
schen Krankenversicherung 
beteiligen. Mit der demografi-
schen Entwicklung verändert 
sich auch die Einkommenssitua-
tion der Menschen. Einkom-
men aus Erwerbsarbeit werden 
an Bedeutung verlieren. Mit 
Beginn der kommenden Wahl-
periode werden Möglichkeiten 
der Einbeziehung anderer Ein-
kommensarten wie Zinsen, 
Mieten und Spekulationsge-
winne sowie die Auswirkung 
auf die Beitragssätze unter-
sucht und Möglichkeiten der 
sukzessiven Umsetzung entwi-
ckelt. Der Kreis der Versicher-
ten muss verbreitert werden. 
Die solidarische Krankenversi-
cherung soll mittelfristig zu ei-
ner echten beitragsgerechten 
Bürger- und Bürgerinnenversi-
cherung werden, in der alle 
versichert sind. Vorrangig ge-
sellschaftliche Aufgaben, die 
bisher von der Gesetzlichen 
Krankenversicherung (GKV) ge-
tragen wurden, sind über eine 
Steuerfinanzierung zu sichern. 
     Für ein an den Patientinnen 
und Patienten orientiertes Ge-
sundheitswesen: Grüne setzen 
sich für mündige Patientinnen 
und Patienten ein. Wir werden 
vorhandene Ansätze der 
Selbstorganisation und Selbst-
hilfe stärken. Die Rechte der 
Patienten und Patientinnen sol-
len weiterentwickelt und in ei-
nem Schutzgesetz zusammen-
gefasst werden. Bei Bedarf 
muss durch unabhängige insti-
tutionalisierte Beratung die In-

anspruchnahme geltendes 
Rechts erleichtert werden. Eine 
Stiftung Gesundheitstest kann 
– analog zur Stiftung Waren-
test – das Angebot auf dem 
Gesundheitsmarkttransparent 
und vergleichbar machen. Die 
erbrachten Leistungen und de-
ren Bezahlung müssen transpa-
rent, der Leistung entspre-
chend und für die Patientinnen 
und Patienten nachvollziehbar 
sein. Ein Institut für Qualitätssi-
cherung im Gesundheitswesen 
soll die Aktivitäten des Quali-
tätsmanagements aller Leis-
tungsanbieter und –
anbieterinnen auf gesetzlicher 
Grundlage koordinieren. Glä-
serne Patientinnen und Patien-
ten lehnen wir ab. 
     Die integrierte Versorgung 
ist für uns die Regel: Wir wol-
len an den Patientinnen und 
Patienten orientierte, integrier-
te, kooperative und berufs-
übergreifende Angebote errei-
chen. Dabei sollen qualifizierte 
Hausärzte und –ärztinnen eine 
zentrale Rolle spielen. Die An-
gebote sind stärker an ziel-
gruppenspezifischen Bedarfen 
auszurichten. Wohnortnahe 
stationäre wie ambulante Ver-
sorgung muss sichergestellt 
werden. Zudem werden wir 
Gesundheitszentren (nach 
World Health Organization 
WHO) und ambulante regiona-
le Versorgung im Sinne von Po-
likliniken fördern. Eine umfas-
sende gemeindepsychiatrische 
Versorgung im Sinne der Psy-
chiatrie-Enquete ist umzuset-
zen. Wir wollen die sprechende 
Medizin wesentlich stärken. 
Kern der gesundheitlichen Ver-
sorgung ist der persönliche 
Umgang „von Mensch zu 
Mensch“. Die nichtärztlichen 
Gesundheitsberufe müssen 
durch stärkere inhaltliche wie 
finanzielle Autonomie aufge-
wertet werden. Dazu gehört 
die volle rechtliche Absiche-
rung der außerklinischen Ge-
burtshilfe. Wir setzen uns dafür 
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ein, dass auch sinnvolle Leis-
tungen der besonderen Thera-
pierichtungen solidarisch fi-
nanziert werden. Wir streben 
die Übernahmeeuropäischer 
Richtlinien für psychotherapeu-
tische Verfahren an. Der Arz-
neimittelmarkt muss energi-
scher von Mitteln mit fragwür-
diger Wirkung gereinigt wer-
den. Die Positivliste ist endlich 
in Kraft zu setzen. Wir wollen 
die Medikamentensicherheit 
für Kinder und Jugendliche 
verbessern. 
 
Behindertenrecht weiterentwi-
ckeln 
 
Die mit dem neuen Rehabilita-
tionsrecht begonnene Reform 
des Behindertenrechts muss 
fortgesetzt werden. Ziel ist die 
Verankerung eines Rechts auf 
persönliche Assistenz und ein 
Leistungsgesetz für behinderte 
Menschen, durch das die Ein-
gliederungshilfe aus den Be-
schränkungen der Sozialhilfe 
herausgelöst wird. 
 
 
Selbstbestimmung und Grund-
rechte in der Pflege sichern 
 
Bedingungen für eine men-
schenwürdige Pflege sind Si-
cherung der Selbstbestimmung 
und Grundrechte sowie das 
Primat der Rehabilitation im 
Sinne der Förderung der vor-
handenen individuellen 
Ressourcen. 
    Wir müssen der Gewalt ge-
genüber pflegebedürftigen 
Menschen und der Verletzung 
von Menschenechten in der 
Pflege entgegenwirken. Nötig 
ist es auch, die Angebote in der 
Versorgung auf die individuelle 
Bedürfnislage pflegebedürfti-
ger Menschen zu orientieren. 
Darüber hinaus müssen wir die 
Arbeitsbedingungen in der 
professionellen, ehrenamtli-
chen sowie familiären Pflege 
entscheidend verbessern und 

den vorhandenen Pflege- und 
Personalnotstand beiseitigen. 
Es geht drum, ein gemeinsames 
integriertes Berufbild Pflege 
mit einer entsprechenden Pfle-
geausbildung zu schaffen. Wir 
wollenein bundeseinheitliches 
Personalbemessungssystem für 
die stationäre Pflege entwi-
ckeln, das sich an den gesell-
schaftlich erwarteten Quali-
tätsanforderungen orientiert. 
Die Finanzierungsgrundlage 
für die Pflege, insbesondere 
der Pflegeversicherung, muss 
deutlich erweitert, und Prob-
leme aufgrund unterschiedli-
cher Zuständigkeit für Pflege- 
und ergänzende Hilfeangebote 
müssen beseitigt werden. Hier-
zu gehört auch eine bessere 
Absicherung der häuslichen 
Krankenpflege nach § 37 des 5. 
Sozialgesetzbuches. Der Leis-
tungskatalog der Pflegeversi-
cherung ist unter der Voraus-
setzung eines ganzheitlichen 
Pflegebegriffes zu verbessern. 
Hierzu gehört auch, dem pfle-
gerischen Mehrbedarf demen-
ziell erkrankter Menschen 
Rechnung zu tragen. Behand-
lungspflegerische Leistungen 
gehören grundsätzlich in die 
Leistungspflicht der Kranken-
kassen. Die Aufrechterhaltung 
der Fachkraftquote sichert die 
Qualität der Pflegeversorgung 
auch in Zukunft; Tarifabschlüs-
se müssen in den Vergütungs-
verhandlungen unumstößlicher 
Bestandteil bleiben. Wir setzen 
uns für die Einrichtung einer 
„Enquete der Heime“ ein. Ziel 
ist es, das Heimsystem auf den 
Prüfstand zu stellen und indivi-
duelle personenzentrierte An-
gebotsformen in der Versor-
gung weiterzuentwickeln. 

SPD – Thema: Gesund-
heitspolitik 
Auszug aus dem Wahlpro-
gramm: 
 

15. Für ein leistungsfä-

higes und solidarisches 
Gesundheitswesen 
 
Gesundheit ist für jeden Men-
schen ein kostbares Gut. Des-
halb ist eine erstklassige medi-
zinische Versorgung besonders 
wichtig. 
Wer im Gesundheitswesen die 
Solidarität erhalten und die 
Qualität stärken will, muss zu 
mutigen Reformen bereit sein. 
Dazu ist es unverzichtbar, die 
solidarische Wettbewerbsord-
nung im Gesundheitswesen 
auszubauen und die Transpa-
renz zu verbessern. 
 
Daran haben wir die ersten Re-
formschritte orientiert: Die Ge-
sundheitsreform 2000, der Risi-
kostrukturausgleich, die aktive 
Prävention, die Dämpfung der 
Arzneimittelkosten und ganz 
besonders die Fallpauschalen 
im Krankenhaus bremsen die 
Kostenentwicklung und weisen 
in die richtige Richtung. 
 
• Solidarität erhalten 
 
Das Prinzip der solidarischen 
Ausrichtung des Gesundheits-
wesens bleibt richtig – die Soli-
darität zwischen Gesunden und 
Kranken; ebenso die paritäti-
sche Finanzierung der Kran-
kenversicherung durch Arbeit-
nehmer und Arbeitgeber. 
 
Zu den solidarischen Stärken 
unseres Gesundheitswesens 
zählen: 
Umfassender Versicherungs-
schutz für alle, ein vom Ein-
kommen unabhängiger Leis-
tungsanspruch, die strikt Orien-
tierung am medizinisch Not-
wendigen, Versorgung ohne 
Wartelisten. 
 
Diese Vorzüge werden wir er-
halten. Deshalb lehnen wir die 
Aufteilung der Leistungen in 
Grund- und Wahlleistungen ab. 
Eine Zwei-Klassen-Medizin wird 
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es mit uns nicht geben. 
 
 
• Qualität sichern und stärken 
 
Ärztliches und pflegerisches 
Können sowie Leistungskraft 
und Vielzahl medizinischer Ein-
richtungen und Unternehmen 
sichern bisher eine gute Ver-
sorgung. Wissenschaft und For-
schung tragen wesentlich dazu 
bei. 
 
Unter-, Über- oder Fehlversor-
gungen müssen vermieden 
werden. Und die Versorgung 
muss finanzierbar sein. Dazu 
braucht das System mehr 
Wettbewerb im Rahmen einer 
solidarischen Ordnung. 
 
So werden wird das deutsche 
Gesundheitswesen zukunftsfä-
hig machen und seine Qualität 
sichern und stärken: 
 
- Der Leistungskatalog der ge-

setzlichen Krankenversiche-
rung bleibt einheitlich und 
gemeinsam für alle Kranken-
kassen und umfasst das medi-
zinisch Notwendige. Er wird 
auf der Basis gesicherter wis-
senschaftlicher Erkenntnisse 
an den medizinischen Fort-
schritt angepasst. Ausbildung 
und Weiterbildung Ärztinnen 
und Ärzte müssen dem genü-
gen. 

 
- Für die wichtigsten Krank-

heitsbilder und insbesondere 
für chronische Krankheiten 
werden auf der Basis allge-
mein anerkannter Standards 
Behandlungsleitlinien formu-
liert. 

 
- Die Behandlungsleitlinien 

und die Fortschreibung des 
Leistungskatalogs werden 
von einer öffentlichen Insti-
tution unabhängiger Sach-
verständiger vorbereitet. Sie 
sind bei der Vertragsgestal-
tung zu berücksichtigen. 

 
- Mehr Vertragsfreiheit für 

Ärztinnen und Ärzte, für die 
Krankenhäuser und sonsti-
gen Leistungserbringer, aber 
auch für die Krankenkassen. 

 
- Die Anbieter von Gesund-

heitsleistungen und die Kas-
sen sollen Einzelverträge 
neben den bisherigen Kol-
lektivverträgen abschließen 
können. 

 
- Die Kassen sollen Verträge 

mit denjenigen Leistungsan-
bietern schließen können, 
die ein festgelegtes Quali-
tätsniveau zu angemessenen 
Kosten garantieren. Der 
Kontrahierungszwang wird 
entsprechend modifiziert. 

 
- Für die Versicherten ist der 

Zugang zu den medizinisch 
notwendigen Leistungen je-
derzeit wohnortnah sicher-
gestellt. 

 
Das gewährleisten die gesetzli-
chen Krankenversicherungen 
gemeinsam mit den Vereini-
gungen der Ärzte und Ärztin-
nen (Kollektivverträge)und er-
gänzend mit einzelnen, ambu-
lant tätigen Ärztinnen und Ärz-
ten (Einzelverträge). Wo nötig 
werden auch stationäre 
Einrichtungen und andere Ge-
sundheitsberufe in die Sicher-
stellung einbezogen. 
 
- Zukünftig sollen bevorzugt 

Systeme der integrierten 
Versorgung aufgebaut und 
eine bessere Abstimmung 
zwischen stationärem und 
ambulantem Bereich ermög-
licht werden. 

 
- Für die Versicherten bleibt 

die freie Arztwahl erhalten. 
 
- Die Kassen können Versi-

cherten, die sich bereit er-
klären, den Hausarzt als Lot-
sen im System zu nutzen, 

besondere Tarife anbieten. 
 
- Der Prävention messen wir 

größere Bedeutung bei und 
bauen sie zu einer eigen-
ständigen Säule neben der 
Akutbehandlung und der 
Rehabilitation aus. Vorran-
gige Präventionsmaßnah-
men sind ein nationales 
Herz-Kreislaufprogramm, 
ein Anti-Tabakprogramm 
und ein Früherkennungs-
programm für Krebserkran-
kungen. 

 
- Wir regeln die Versorgung 

mit Arzneimittel so, dass sie 
auch in Zukunft hochwertig 
ist und Innovationen er-
möglicht. 

 
- Die gesetzliche Krankenver-

sicherung wird höhere Kos-
ten für neu zugelassene 
Arzneimittel nur dann er-
statten, wenn durch unab-
hängige Sachverständige ein 
Zusatznutzen bestätigt wird. 
Der Vertrieb und die Preis-
bildung für Arzneimittel 
werden liberalisiert und 
fortentwickelt. 

 
- Der Patientenschutz in der 

Medizin bekommt einen 
höheren Stellenwert (Infor-
mation, Beratung, Stärkung 
der Patientenrechte). 

 
- Wir führen auf freiwilliger 

Basis den Gesundheitspass 
ein. Patientinnen und Pati-
enten wird so mehr Transpa-
renz, mehr Leistungssicher-
heit und ein besserer Ein-
blick in die jeweiligen Be-
handlungen ermöglicht. 
Darüber hinaus schützt der 
Gesundheitspass vor unnöti-
gen Doppeluntersuchungen, 
vermindert unerwünschte 
Nebenwirkungen und stärkt 
die Datensicherheit der Pati-
enten. 

 
• Die Finanzierungsgrundlage 
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der Gesetzlichen Kranken-
versicherung (GKV) 
 
Die hohe Qualität der medi-
zinischen Versorgung für al-
le Patientinnen und Patien-
ten muss finanzierbar blei-
ben. Qualität in der Versor-
gung und Wettbewerb im 
System dienen diesem Ziel. 
Wirtschaftlichkeit stabilisiert 
die Beitragssätze. 
 
Die Beitragszahler können 
mit Recht erwarten, dass alle 
Effizienzreserven mobilisiert 
werden. Die Behandlungs-
kosten müssen für die Pati-
enten transparent sein. 
 
Aus Gründen der Beitrags-
gerechtigkeit und der de-
mografisch bedingten Ver-
änderungen ist es nötig, den 
Kreis der gesetzlich Versi-
cherten zu verbreitern. Des-
halb wird die Versiche-
rungspflichtgrenze für neue 
Mitglieder der GKV ange-
passt. Bei der Beitragsbe-
messungsgrenze für die ge-
setzliche Krankenversiche-
rung gibt es keine Änderun-
gen. 
 

 
• Wirtschafsfaktor Gesund-

heitswesen 
 
Das Gesundheitswesen in 
Deutschland ist ein bedeuten-
der Wirtschaftfaktor, der zu 
Wohlstand und Beschäftigung 
erheblich beiträgt. Auch des-
halb werden wir Bemühungen 
um Spitzenleistungen in der 
medizinischen Forschung und 
in der Versorgung unterstüt-
zen. Die alters- und ge-
schlechtsspezifischen Erforder-
nisse sind dabei besonders zu 
berücksichtigen. 
 

Angemessene Arbeitsbedin-
gungen der Beschäftigten im 
Gesundheitswesen, insbeson-
dere im unmittelbaren Dienst 
an Kranken, sind ein beachtli-
cher Wert an sich, aber auch 
Voraussetzung für hohe Ver-
sorgungsqualität. Unzumutba-
re Belastungen müssen abge-
baut, die geltenden Normen 
des Arbeitsrechts umgesetzt 
werden. 
 

• Pflege 
 

Die Pflegeversicherung bleibt 
ein wesentlicher Zweig der So-
zialversicherungen. 
 
Wir werden die Leistungen der 
Pflege entsprechend der Not-
wendigkeit einer älter wer-

denden Gesellschaft gezielt 
fortentwickeln. Es geht um 
Qualität und um eine bedarfs-
gerechte Versorgungsinfra-
struktur, ambulant und statio-
när. 
 
Das Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts zum Familienlas-
tenausgleich in der Pflegeversi-
cherung wird umgesetzt. 
Wir gestalten die Schnittstellen 
zwischen Krankenversicherung, 
Pflegeversicherung, zwischen 
Pflege und Rehabilitation, aber 
auch die Rolle der Pflege in der 
integrierten Versorgung im In-
teresse der Pflegebedürftigen 
neu. Hierzu gehört auch die 
Schaffung zielgerichteter Ü-
bergänge von der Kranken-
hausbehandlung in die häusli-
che Pflege. 
 
Unsere besondere Sorge gilt 
der Pflege demenziell Erkrank-
ter. Ihnen und den pflegenden 
Angehörigen müssen weitere 
Verbesserungen zuteil werden. 
 
Bei all dem ist wichtig, die 
Rechte der Pflegebedürftigen 
zu stärken und ihre Bedürfnisse 
zum Maßstab moderner Pflege 
zu machen. 

 

_________________________________________________________________________________________________________________________ 
Ausgabe September  2002    Seite 8 von 8 

 


	Krankenversicherung ab Rentenantrag
	Grundsicherung nach dem Altersvermögensgesetz

	Gesundheit ist ein hohes Gut
	Solidarische Gesundheitspolitik für die Zukunft
	SPD – Thema: Gesundheitspolitik

